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Neue 
Aufbruchsstimmung

Während die Prognosen für 1989 gegenüber dem Vorjahr eine Abschwächung der kon­
junkturellen Expansion erwarten lassen, scheinen die Aussichten auf m ittlere S icht zu­

nehm end günstiger eingeschätzt zu werden. Die Ö konom en der Deutschen Bank haben 
jüngst sogar die These vertreten, daß der W achstumspfad in den nächsten fünf Jahren etwas 
ste iler sein werde als in den vorangegangenen fünf Jahren. Dies würde bedeuten, daß der 
seit den fünfziger Jahren anhaltende Trend abnehm ender W achstum sraten um gekehrt " 
würde. Diese Erwartung deckt sich durchaus mit einer breiten G rundstim m ung in der deut- j:  /
sehen W irtschaft. Kennzeichnend für diesen Stim m ungswandel ist, daß die Klagen über die ' '  < '  '
Qualität des Standortes Bundesrepublik Deutschland inzw ischen nahezu verstum m t sind 
oder zum indest durch den H inweis auf positive Standortfaktoren relativiert werden, im  übri­
gen stehen auch die kurzfristigen Aussichten nicht im W iderspruch zu einer günstigen m itte l­
fristigen Perspektive. Ein Anstieg der gesam tw irtschaftlichen Produktion um 2 % bis 2,5 % in 
diesem  Jahr -  nach 3,5 % im vorigen Jahr -  würde weiterhin eine hohe Auslastung des ge­
sam tw irtschaftlichen Produktionspotentia ls gewährle isten. Damit würde die A ufw ärtsbew e­
gung, die nach der weltweiten Rezession 1981 /82 eingesetzt hatte, in ihr siebtes Jahr treten.

Diese ungewöhnliche Dauer sehen m anche als Beleg dafür an, daß der traditionelle Kon­
junkturzyklus tot sei und eine Rezession nicht m ehr befürchtet zu werden brauche. Andere l  
mögen die positive und spannungsfreie Entw icklung der vergangenen Jahre als den Beginn 
einer langen Welle ansehen, als Bestandteil eines Kondratieff-Zyklus, m it dem  die W irt­
schaftsforscher in der Vergangenheit die langfristigen Phasen der Prosperität und des N ie­
dergangs beschrieben haben. Freilich; Der erfahrene Beobachter weiß um die Anfälligkeit 
der m ittelfristigen Erwartungen gegenüber aktuellen Ereignissen, Jahre m it ungünstiger Kon­
junktur pflegen die m ittelfristigen Aussichten ebenso zu verdüstern, w ie gute J a h re -  z. B. das 
Jahr 1988 -  sie erhellen. Und die ungünstigen S tandortbedingungen der Bundesrepublik -  
hohe Lohnkosten, M angel an Flexibilität, hohe Abgaben an den Staat -  werden besonders 
dann fühlbar, wenn sich die W ettbewerbsfähigkeit durch die Entw icklung des Dollarkurses 
versch lechtert; sie geraten hingegen unter die Fühlbarkeitsschwelle, wenn die  W echselkurs­
erwartungen für die Industrie günstig erscheinen.

Positive Perspektiven m üssen, sollen sie verläßlich sein, nicht nur durch die aktuelle Entw ick­
lung, sondern auch durch die sogenannten fundam entalen Faktoren begründet sein. In der 
Tat braucht man nicht lange nachzudenken, wenn man nach möglichen Im pulsen sucht, die 
die w irtschaftliche Entwicklung noch für eine W eile vorw ärtstre iben könnten. Hierzu gehören 
die durch den technischen Fortschritt auf dem  G ebiet der M ikroelektronik und neuerdings der 
G entechnologie ausgelösten Innovationen, die durch die geburtenstarken Jahrgänge der 
Nachkriegszeit hervorgerufene Verjüngung des Arbeitskräfte- und Konsum entenbestandes 
sowie ein neuer Schub der Internationalisierung der Unternehm enskooperation und des A us­
tausches von Waren, D ienstleistungen, Kapital und Inform ationen. Nicht zuletzt hat auch die 
von der EG-Kom m ission gestartete Initiative zur Vollendung des europäischen B innenm ark­
tes in den Unternehm en Dynam ik freigesetzt und die Kräfte der Veränderung gegenüber den 
Beharrungstendenzen gestärkt.
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Das Urteil, ob diese Fundamente tragfähig genug sind, hängt vor allem davon ab, inwieweit 
eine W irtschafts- und Sozialpolitik erwartet werden kann, die w irtschaftliche Dynam ik fördert, 
anstatt sie zu behindern. Bei d iesem  Urteil kom m t es n icht nur darauf an, ob eine bessere Po­
litik als in der Vergangenheit betrieben wird, sondern auch darauf, ob w ir m it dem m ithalten, 
was in anderen Ländern an politischen Veränderungen erprobt und durchgesetzt wird. Es 
wird zu Recht betont, daß die von kaum jem andem  erwartete positive Entwicklung der letzten 
Jahre in den westlichen Industrieländern das Ergebnis der W irtschaftspolitik ist, d ie in der po­
litischen D iskussion unter dem Etikett „angebotsorien tierte W irtschaftspolitik" propagiert 
oder bekäm pft wurde. Ein Pfeiler d ieser Politik ist eine auf Stetigkeit, Rückgewinnung von 
G eldwertstab ilitä t und Konsolid ierung der S taatshaushalte gerichtete Geld- und Fiskalpolitik. 
H ier nim m t die Bundesrepublik im in ternationalen Vergleich einen Spitzenplatz ein. Der Bei­
trag dieser S tabilis ierungspolitik besteht insbesondere darin, daß Rückschläge durch S tab ili­
s ierungskrisen und Rezessionen unwahrschein licher geworden sind.

Sollen die Beschäftigungs- und Einkom m enschancen nachhaltig verbessert werden, dann 
reicht es allerd ings nicht aus, Konjunkturrückschläge zu verm eiden. Es ist v ie lm ehr notwen­
dig, m it H ilfe der beiden anderen Säulen der Angebotspolitik w irtschaftliche Dynam ik zu ent­
falten. Die eine Säule ist W achstum spolitik durch Sicherung der Rohstoff- und Energieversor­
gung und Erhaltung der natürlichen Produktions- und Lebensgrundlagen, durch Bereitstel­
lung von Infrastruktureinrichtungen und insbesondere durch Erle ichterung der Kapitalbildung 
und von Forschung und Entw icklung sow ie durch Förderung der Qualifikation der A rbe its­
kräfte. Die andere Säule ist die Anpassung von Rechtsnorm en und Institutionen an den tech­
nischen Fortschritt, an dem ographische Veränderungen, an die fortschre itende Integration 
der nationalen Güter- und Faktorm ärkte und an den W andel der individuellen und kollektiven 
Präferenzen.

In den westlichen Industrie ländern hat inzw ischen ein W ettbewerb um die besten Refor­
men der Institutionen sowie des Steuer- und Sozialrechts e ingesetzt. In d iesem  W ettbewerb 
m arschiert d ie Bundesrepublik keineswegs an der Spitze, sondern droht im m er m ehr zurück­
zufallen. W ährend in anderen Ländern -  häufig in breitem nationalen Konsens -  das Steuer­
system  in großen Schritten um gestaltet wird und die S teuersätze drastisch gesenkt werden, 
le istet sich die bundesdeutsche Ö ffentlichkeit einen kle inkarierten Streit um eine besche i­
dene Absenkung des Spitzensteuersatzes. Und das Kernstück der Reform, die Abflachung 
des Progressionstarifs, wird von der O pposition nach wie vor in Frage gestellt. Nahezu un­
überw indlich ist der W iderstand gegen Reform en, m it denen m ehr W ettbewerb, V ie lfa lt und 
W ahlfre iheit für Anbieter und Konsum enten hergestellt werden sollen. Die gesetzliche Laden­
schlußregelung ist h ierfür das prägnanteste, aber beile ibe nicht das einzige Beispiel.

Der W iderstand gegen die Angebotspolitik w ird häufig dam it begründet, daß die heute d is­
kutierten Reform en im G egensatz zu den Reform en der siebziger Jahre nur der Effizienz des 
W irtschaftssystem s sowie den Unternehm ensinteressen dienten und zu Lasten der sozialen 
Kom ponente sow ie der Beschäftigten und Konsum enten gingen. So versuchen z. B. die G eg­
ner der Postreform der Ö ffentlichkeit zu suggerieren, es gehe um die A lternative Unferneh­
m enspost gegen Bürgerpost. Man darf aber nicht übersehen, daß es den Reform gegnern 
meist nicht um m ehr soziale G erechtigkeit geht, sondern um die Verteidigung von Besitzstän­
den. Ein großer Teil der Subventionen und Regulierungen schützt die Bezieher von gut be­
zahlten und sicheren Arbeitsplätzen zu Lasten von Arbeitskräften, die unter schlechteren Be­
dingungen arbeiten, und sie bevorzugen die Produzenteninteressen gegenüber den Konsu­
m enteninteressen.

Nach der Auffassung des am erikanischen Ö konom en M ancur ö ls o n  wird der Niedergang 
von Nationen dadurch eingeleitet, daß sich zur W ahrung von Besitzständen Verte ilungskoali­
tionen bilden und durchsetzen können. Nicht selten hat man den Eindruck, daß die w estdeut­
sche G esellschaft auf diesem  Weg schon weit vorangeschritten ist. Andererseits ist nicht zu 
übersehen, daß an vie len Stellen in der Politik, in der W irtschaft und in den G ewerkschaften 
die Bereitschaft zum Um denken und zur Überw indung von Im m obilität wächst. O ptim ism us 
ist a llerd ings erst dann gerechtfertigt, wenn diese Kräfte die O berhand gewinnen.
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